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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Der Nationalrat startete die Diskussion um den Entscheid des Ständerates vom Vorjahr
über die Schaffung eines unabhängigen IV-Fonds mit der Ablehnung eines
Minderheitsantrages Maurer (svp, ZH), der die Vorlage an den Bundesrat zurückweisen
wollte, mit dem Auftrag, einen Entwurf auszuarbeiten, welcher einen selbständigen IV-
Fonds und EO-Fonds errichtet, hierfür aber keine Mittel aus dem AHV-Fonds
verwendet und keine Anpassung der Mehrwertsteuersätze vorsieht. Ebenfalls abgelehnt
wurde ein Minderheitsantrag Rechsteiner (sp, SG), der verlangte, dass der Bund einen
Sonderbeitrag von CHF 5 Mrd. an die Entschuldung der IV leisten soll. Zwei
Minderheitsanträge waren in Bezug auf Artikel 2 zu klären. Eine Minderheit Bortoluzzi
(svp, ZH) forderte, dass der Bund dem Ausgleichsfonds der IV CHF 5 Mrd. als
ordentliche Ausgabe aus dem Staatshaushalt überweise. Die Kommission des
Nationalrates schlug vor, die Version des Ständerates zu übernehmen, mit der
Ausnahme, dass die 5 Mrd. aus dem AHV-Fonds als verzinsliches Darlehen an den IV-
Ausgleichsfonds überwiesen werden sollen. Der Nationalrat folgte in dieser Frage seiner
Kommission. In Bezug auf die Übernahme des Zinsaufwandes folgte der Nationalrat
ebenfalls seiner Kommission und beschloss, dass der Bund nicht wie vom Ständerat
beschlossen vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2016 nur zwei Drittel des
jährlichen Zinsaufwandes auf dem IV-Verlustvortrag übernimmt, sondern für den
gesamten Zinsaufwand aufkommt. Gegen den Willen des links-grünen Lagers präzisierte
der Nationalrat, dass die 6. IV-Revision neben anderen Vorschlägen auch eine
ausgabenseitige Sanierung der IV beinhalten müsse. In der Gesamtabstimmung nahm
der Nationalrat die Vorlage mit 123 zu 54 Stimmen an. Die Opposition kam von Seiten
der SVP. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2008
LINDA ROHRER

Eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH) wollte den Bundesrat beauftragen, bis Ende 2008 eine
Botschaft für eine 6. IV-Revision vorzulegen. Dabei soll es darum gehen, die IV
strukturell zu sanieren, um alle, trotz der 5. IV-Revision weiterhin bestehenden
Missbräuche zu bekämpfen, und damit eine massive Senkung der Rentnerzahlen zu
erzielen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da bereits die 5. IV-
Revision Sparmassnahmen enthält und das Parlament weitergehende Massnahmen
abgelehnt hatte. Die Vorschläge des Motionärs hätten zudem keinen Einfluss auf die
laufenden Renten, sondern nur auf die Neurenten. Ausserdem müsse vor einer
weiteren Revision unbedingt abgewartet werden, welche Wirkungen die 5. IV-Revision
entfaltet. Der Nationalrat folgte dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 2

MOTION
DATUM: 20.03.2008
LINDA ROHRER

Nachdem der Nationalrat im Vorjahr diverse Änderungen beschlossen hatte, ging der
Entwurf 1 zur 6. IV-Revision im Berichtsjahr ins Differenzbereinigungsverfahren. In der
Frühjahrssession befasste sich der Ständerat mit dem Geschäft und hielt dabei an den
geforderten Einsparungen fest. Seiner Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat
folgend und entgegen einer Minderheit Kuprecht (svp, SZ), beschloss der Rat, dem
nationalrätlichen Entscheid aus dem Vorjahr, mit den Kinderrenten und der Übernahme
von Reisekosten einen umstrittenen Teil des Entwurfes 1 als Entwurf 3 auszukoppeln
und an die Kommission zurückzuweisen, zuzustimmen. Die Befürworter der Aufteilung
argumentierten, die Chancen der Vorlage bei einem – nicht unwahrscheinlichen –
Referendum seien auf diese Weise deutlich höher und die Verzögerung der neu im
Entwurf 3 eingeplanten Einsparungen seien angesichts der durch die Revisionen 5 und
6a bereits erreichten Ausgabenrückgänge zu verkraften. Die Gegner beklagten dagegen
eine Verwässerung der Revision wegen ungenügender Sparbemühungen. Diese seien
beim Volks-Ja zu einer befristeten Erhöhung der Mehrwertsteuer zugunsten der IV
Bedingung gewesen. Es sei zu befürchten, dass der Entwurf 3 schliesslich unbehandelt
von der politischen Bildfläche verschwinde. Der Nationalrat hatte im Vorjahr die
Einführung eines stufenlosen Rentensystems auch für laufende Renten von Personen
bis 55 Jahren beschlossen und dabei den minimalen Invaliditätsgrad für eine Vollrente
von 80 auf 70% gesenkt. Die Mehrheit der ständerätlichen Kommission empfahl gegen
eine Minderheit Maury Pasquier (sp, GE), am ursprünglichen Beschluss des Ständerates
festzuhalten. Somit würde das neue System erst für Neurenten eingeführt und der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2013
FLAVIA CARONI
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minimale Invaliditätsgrad wäre bei 80% anzusetzen. Im Gegensatz zum Vorschlag des
Nationalrates könnten damit tatsächlich Kosten eingespart werden, so die Begründung.
Wichtig sei auch der vom Systemwechsel ausgehende Erwerbsanreiz, da zusätzlich
verdientes Geld fast vollumfänglich behalten werden könne. Zudem sei das
Reintegrationsziel gefährdet, sollte eine volle Rente bereits bei 70% Invalidität gewährt
werden. Die Gegner sprachen sich zwar ebenfalls für ein lineares Rentensystem aus,
lehnten aber ab, Einsparungen zulasten der Behinderten mit einem Invaliditätsgrad
zwischen 70 und 79% vorzunehmen. Die blosse Kostenneutralität der Massnahme sei
angesichts der schwarzen Zahlen der IV und der positiven Aussichten durchaus
akzeptabel. Die durch die Erhöhung auf 80% angestrebten Einsparungen seien blosse
Kostenverlagerungen, denn die Eingliederung gelinge in der Regel nicht und die
entstehenden Härtefälle würden in Zukunft auf Ergänzungsleistungen oder Sozialhilfe
angewiesen sein. Mit 25 zu 19 Stimmen entschied die kleine Kammer sich schliesslich
für den Antrag der Mehrheit, womit eine Differenz zum Nationalrat erhalten blieb. Ein
Minderheitsantrag Kuprecht (svp, SZ), der eine Verrechnung der IV-Kinderrenten mit
den Familienzulagen verlangte, um zu verhindern, dass IV-beziehende Eltern ein
höheres Einkommen erzielen als erwerbstätige, fand keine Mehrheit. Grössere
Abweichungen zum Nationalrat bestanden zudem beim Interventionsmechanismus, wo
der Nationalrat die Festschreibung von automatischen Massnahmen im Falle einer
finanziellen Schieflage gänzlich abgelehnt hatte. Die Kommissionsmehrheit im Ständerat
beantragte, am ursprünglichen Beschluss mit einer automatischen Beitragserhöhung
und Sistierung der Anpassung der Renten an die Lohn- und Preisentwicklung
festzuhalten. Die Schuldenbremse könne eine vernünftige Balance zwischen Einnahmen
und Ausgaben herstellen, die nachhaltige Sanierung der IV sei notwendig und dem Volk
versprochen worden. Eine Minderheit I Rechsteiner (sp, SG) beantragte, nur den
Beitragssatz automatisch zu erhöhen, die selbe Minderheit II sprach sich alternativ für
den Beschluss des Nationalrates und damit den Verzicht auf jegliche automatischen
Massnahmen aus. Die Bestimmungen, wonach der Gesetzgeber beim Erreichen einer
kritischen Grenze Massnahmen zu beschliessen habe, welche durch eine automatische
Beitragserhöhung ergänzt würden, sei demokratisch und habe sich in der
Arbeitslosenversicherung bewährt, so die Minderheit. Ein automatischer Eingriff in die
Renten sei dagegen präzedenzlos und würde zu einer Entkoppelung der IV- von den
AHV-Renten führen, womit faktisch das Niveau des Anspruchs zur Existenzsicherung
gesenkt werde. Eine solche Absenkung sei verfassungswidrig. Dieser Argumentation
folgte jedoch nur knapp ein Drittel der Ratsmitglieder, womit der Mehrheitsantrag
deutlich angenommen wurde. In der Sommersession kam das Geschäft zum zweiten Mal
in den Nationalrat, wo die Differenzen zum Ständerat nicht vollständig bereinigt werden
konnten. So blieb die grosse Kammer gegen den Antrag ihrer Kommissionsmehrheit und
mit einer Minderheit Lohr (cvp, TG) bei ihrem Beschluss, bereits ab einem
Invaliditätsgrad von 70% eine Vollrente zuzusprechen. Das Resultat fiel dabei mit 108 zu
78 Stimmen recht deutlich aus; Unterstützung fand die Verschärfung nur bei der SVP,
der FDP und bei einzelnen Mitgliedern der CVP/EVP-Fraktion. Mit einem sehr ähnlichen
Stimmenverhältnis von 107 zu 74 Stimmen sprach der Rat sich dagegen für ein Streichen
der Bestimmung zur Anpassung der Renten für Kinder im Ausland lebender IV-
Beziehender an die dortige Kaufkraft und diesbezüglich also zugunsten einer
Bereinigung mit dem Ständerat aus. Eine Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) hatte verlangt,
am früheren Beschluss festzuhalten. Mit 108 zu 74 Stimmen blieb die grosse Kammer
hingegen entsprechend dem Antrag ihrer Kommission bei ihrer Haltung gegen eine
Schuldenbremse mit automatischen Massnahmen. Wie bereits in früheren
Verhandlungen stellten sich dabei SP und Grüne gegen automatische Rentenkürzungen,
während die SVP sich gegen höhere Lohnbeiträge wehrte. Diese unheilige Allianz
überstimmte die Mitteparteien. Alle Fraktionen stimmten geschlossen ab und es gab
keine Enthaltungen. Damit verblieben als Differenzen zwischen den beiden Kammern
die Festlegung des minimalen Invaliditätsgrads zur Auszahlung einer Vollrente, die
Ausgestaltung des Interventionsmechanismus sowie eine Begriffsänderung im IV-
Gesetz. Bereits eine Woche später kam die Vorlage erneut zur Verhandlung in den
Ständerat. Dieser hielt gegen Minderheitsanträge von linker Seite an der Schwelle von
80% Invalidität für eine volle Rente und an der Ausgestaltung der Schuldenbremse mit
automatischen Beitragserhöhungen und Einfrieren der Renten fest. Zwei Tage später
beschloss der Nationalrat, ebenfalls bei seiner Position zu bleiben. Damit kam der
Entwurf in die Einigungskonferenz, welche noch in der gleichen Session zusammentrat.
Die Konferenz schloss sich mit jeweils sehr knappen Mehrheiten bei der Frage des
minimalen Invaliditätsgrads dem Nationalrat, bei jener der Schuldenbremse dem
Ständerat an, womit eine Einigung nicht zustande kam. Die Kommissionen mussten
daher ihren Räten beantragen, das Geschäft abzuschreiben. Dagegen wehrte sich im
Ständerat ein Antrag 
Gutzwiller (fdp, ZH), der eine nochmalige Einberufung der Einigungskonferenz

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



verlangte. Dieser Antrag wurde angenommen, am selben Tag lehnte jedoch der
Nationalrat einen gleichlautenden Antrag Weibel (glp, ZH) klar ab, wobei sich wiederum
eine unheilige Allianz aus Grünen, SP und SVP durchsetzte. Damit wurde Entwurf 1 der
IV-Revision 6b definitiv abgeschrieben. Entwurf 3 war im Vorjahr an die Kommission
zurückgewiesen und im Berichtsjahr nicht mehr behandelt worden. 3

Die Räte befassten sich mit einer Motion Kuprecht (svp, SZ) zur Vermeidung unnötiger
IV-Renten. Der Vorstoss wollte dem Bundesrat den Auftrag erteilen, das IV-Gesetz so
anzupassen, dass sämtliche Leistungserbringende bei einer längeren Arbeitsunfähigkeit
ihrer Patientinnen und Patienten eine Meldepflicht an die IV-Stelle hätten. So könnten
durch eine verbesserte Zusammenarbeit Arbeitsplatzerhalt oder Arbeitsplatzgewinnung
rascher thematisiert und manche Neuberentungen verhindert werden, lautete die
Begründung. Der Bundesrat sprach sich gegen die Motion aus, da im Zuge der 5. IV-
Revision bereits die Meldepflicht für Ärztinnen und Chiropraktoren eingeführt worden
sei; eine Ausdehnung auf alle Leistungserbringende sei nicht zweckmässig. Der
Ständerat nahm die Motion jedoch in der Frühlingssession 2014 mit 21 zu 18 Stimmen
an. Die Debatte im Nationalrat fand in der Herbstsession statt. Die SGK-NR setzte dem
Vorstoss eine eigene Kommissionsmotion entgegen und beantragte die Ablehnung der
Motion Kuprecht, eine Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) sprach sich für die Annahme aus.
Der Rat folgte der Mehrheit und lehnte den Vorstoss mit 127 zu 55 bei 4 Enthaltungen
ab. 4

MOTION
DATUM: 04.03.2014
FLAVIA CARONI

Ergänzungsleistungen (EL)

Nach kurzer Diskussion genehmigte der Nationalrat in der Frühjahrssession die 3.
Revision des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen (ELG) mit 112 gegen 3
Stimmen. Die Revision bringt vor allem verschiedene Verbesserungen für die nicht in
einem Heim, sondern zu Hause lebenden Leistungsbezügerinnen und -bezüger sowie
administrative Vereinfachungen. Die wichtigsten Punkte sind der Übergang von der
Netto- zur Bruttomiete bei der Feststellung der Anspruchsberechtigung, die
Herabsetzung der Karenzfrist für Ausländer und Ausländerinnen auf 10 Jahre, die
Neuregelung der Krankheitskosten, die Einführung eines Vermögensfreibetrages bei der
selbstbewohnten Liegenschaft von 75'000 Fr. sowie der Wegfall der Abzüge für Lebens-
, Unfall- und Invaliditätsversicherungen.

Im Rat herrschte von links bis rechts Einigkeit über die Notwendigkeit der Revision, so
dass ein Rückweisungsantrag von Bortoluzzi (svp, ZH) , welcher die Erarbeitung einer
kostenneutralen Revision forderte, keine Chancen hatte. In der Detailberatung
stimmte die grosse Kammer allen Änderungen im Sinn des Bundesrates zu. Zusätzlich
fügte sie auf Antrag ihrer Kommission eine Bestimmung ein, welche die kantonalen
Steuerbehörden verpflichtet, jeder Steuererklärung für AHV und IV-Rentenbezüger ein
vereinfachtes EL-Berechnungsblatt beizulegen. Ein Antrag Rechsteiner (sp, SG), die EL
sowie die zugrundeliegenden AHV-Renten von den Bundes- und Kantonssteuern
auszunehmen, wurde hingegen mit 77 zu 51 Stimmen verworfen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1997
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH), übernommen von Nationalrat de Courten (svp, BL),
forderte, die Missbrauchsbekämpfung im Bereich der Ergänzungsleistungen zu
intensivieren. Der Bundesrat solle diese konsequent an die Hand nehmen und den
Durchführungsstellen der Kantone Mindeststandards vorgeben. Falls nötig, sind dafür
auch Gesetzes- und Verordnungsänderungen vorzunehmen. Insbesondere sollen die
Bezügerinnen und Bezüger auf allfälliges Eigentum im Ausland und auf ihren
tatsächlichen Lebensmittelpunkt hin überprüft werden. In der Begründung hiess es, die
Bemühungen der IV-Stellen zur Verhinderung von Missbrauch hätten zu namhaften
Einsparungen geführt und der wachsende Bedarf nach EL führe auch hier zur
berechtigten Frage nach dem Ausmass von Missbrauch. Zudem wurde der Verdacht
geäussert, manche im Ausland lebende Personen würden ihren Wohnsitz pro forma in
der Schweiz belassen, um weiterhin EL beziehen zu können – nur in der Schweiz
lebende Personen sind zum Bezug von Ergänzungsleistungen zu AHV und IV berechtigt.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion und erklärte, die EL-
Durchführungsstellen seien bereits zu allen Abklärungen verpflichtet, die für die
Beurteilung des Anspruchs auf Ergänzungsleistungen und der Höhe der Leistungen
notwendig sind. Die Frage nach dem Wohnsitz und dem üblichen Aufenthaltsort gehöre
dazu, ebenso jene nach Vermögenswerten im Ausland. In den letzten Jahren seien

MOTION
DATUM: 19.09.2016
FLAVIA CARONI

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



zudem eine Reihe von Massnahmen zur Verbesserung des Vollzugs eingeführt oder
angestossen worden.

In der Herbstsession 2016 beriet der Nationalrat den Vorstoss. Der Motionär
wiederholte die bereits schriftlich festgehaltene Begründung und kritisierte die
Ablehnungsempfehlung des Bundesrates: Zwar sei es zutreffend, dass die EL-
Durchführungsstellen mit Abklärungen beauftragt sind, in der Praxis ergäben sich
jedoch erhebliche kantonale und regionale Vollzugsunterschiede. Zudem sei eine
lediglich alle vier Jahre erfolgende Überprüfung ungenügend und der Datenaustausch
zwischen den Behörden sei nach wie vor erschwert, da entsprechende Vorstösse noch
im parlamentarischen Prozess stehen. Die Motion entspreche zudem Bemühungen des
Bundesrates im Rahmen der EL-Reform, die Sachverhaltsabklärungen für die
Leistungsbemessungen zu verbessern und zu vereinheitlichen. Bundesrat Berset
erläuterte, ab 2018 werde es ein Register der Ergänzungsleistungen geben, das die
Transparenz erhöhen und die Kontrolle erleichtern werde. Mit einer aktuell laufenden
Revision des Ausländergesetzes werde der Datenaustausch zwischen den für die EL
zuständigen Behörden und den Migrationsbehörden erleichtert, und die Botschaft zur
Reform der Ergänzungsleistungen beinhalte auch Massnahmen zur Vermeidung von
Missbrauch. Davon liess sich die grosse Kammer nicht überzeugen: 129 Ratsmitglieder
stimmten für die Motion, nur 55 dagegen. Letztere gehörten der SP- und der Grünen
Fraktion an. Das Geschäft ging somit zur Beratung an den Ständerat. 6

Die Motion Bortoluzzi (svp, ZH) zur Missbrauchsbekämpfung im Bereich der
Ergänzungsleistungen, die der Nationalrat in der Herbstsession 2016 angenommen
hatte, wurde in der Sommersession 2017 vom Ständerat auf Antrag seiner SGK
stillschweigend abgelehnt. Die Kommission hatte das Anliegen zuvor im Rahmen der
Beratungen zur Reform der Ergänzungsleistungen aufgenommen. 7

MOTION
DATUM: 31.05.2017
FLAVIA CARONI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Mitte März hielt die SVP eine Delegiertenversammlung in Lugano ab, die ganz im
Zeichen des Ausländerthemas stand. Parteipräsident Maurer sagte in einer Rede, die
SVP stehe für all die Eigenschaften, welche den Erfolg der Schweiz ausmachten. Sie
kämpfe für die Neutralität, das Bankgeheimnis und den föderalistischen Wettbewerb.
Das freundliche Gesicht der Schweiz sei aber vermehrt durch „multikulturelle
Brutalität“ abgelöst worden. Bundesrat Blocher sprach zum Thema Jugendgewalt. Diese
sei eine grosse Sorge der Bevölkerung, die erst langsam von der Politik wahrgenommen
werde. Ein weiteres Thema der Delegiertenversammlung waren Bildungsprobleme im
Zusammenhang mit der Migration. Die SVP forderte zur Lösung dieser Probleme eine
Rückkehr zum Leistungs- und Wettbewerbsprinzip in den Schulen. Auch die Diskussion
der 5. IV-Revision, zu der die Delegierten mit 310 zu 1 Stimme die Ja-Parole fassten,
drehte sich um das Thema Ausländer. Nationalrat Bortoluzzi (ZH) äusserte sich, die IV
sei „balkanisiert“ worden. Ohne Gegenstimme beschlossen die Delegierten, eine
Volksinitiative mit dem Titel „Unsere Regeln gelten für alle“ auszuarbeiten. Die
Delegiertenversammlung in Lugano wurde in der Presse kritisiert, weil der Tessiner
Parteisekretär von „ausländischen Parasiten, welche sich auf unsere Kosten wie
Kaninchen vermehren“ gesprochen hatte, ohne dass die Parteileitung eingegriffen
hatte. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.03.2007
SABINE HOHL
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